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Der Bundestag hat sich am Donnerstag, 25. Juni 2026, erstmals mit einem Antrag der AfD-
Fraktion mit dem Titel „Keine digitale Identität und Geldbörse durch die EU – Mit
nationaler Lösung echte Staatsmodernisierung vorantreiben“ (21/6650(Dokument, öffnet
ein neues Fenster)) befasst. Im Anschluss an die 20-minütige Aussprache wurde der Antrag
zur weiteren Beratung an die Ausschüsse überwiesen. Federführend ist der Ausschuss für
Digitales und Staatsmodernisierung.

Antrag der AfD
Die AfD-Fraktion fordert die Bundesregierung auf, sich auf EU-Ebene für die Aufhebung der Artikel
5a bis 5f, die Europäische Brieftasche für die digitale Identität (EUDI-Wallet), in der eIDAS-
Verordnung einzusetzen. Weiter fordern die Abgeordneten darin, die Umsetzung des nationalen
EUDI-Wallet-Projekts einzustellen und stattdessen „unverzüglich mit der Entwicklung einer
nationalen Wallet, ausschließlich zur Optimierung von und für den freiwilligen Gebrauch bei
behördlichen Vorgängen“ zu beginnen.

Gleichzeitig solle die Bundesregierung analoge Alternativen zu digitalen Dokumenten bewahren und
deren vollumfängliche, gleichberechtigte Anerkennung jederzeit gewährleisten, schreibt die
Fraktion weiter. In der Begründung führen die Abgeordneten aus, dass die EUDI-Wallet der
Grundstein für „weitreichende negative Entwicklungen“ sein könne. Eine nationale, auf
Behördengänge begrenzte Wallet sowie die Bewahrung gleichberechtigter analoger Zugänge
könnten diesen Risiken vorbeugen, heißt es darin weiter. (lbr/25.06.2026)
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